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Bericht  

über die Tätigkeit der Härtefallkommission  

beim Niedersächsischen Ministerium für Inneres, Sport und Integration 

für den Zeitraum vom 01.01. bis zum 31.12.2009 

 

 

1. Einrichtung einer Härtefallkommission in Niedersachsen 

 

Die Landesregierung hat in ihrer Sitzung vom 21. Juli 2006 die Verordnung über die Härte-

fallkommission in Niedersachsen nach dem Aufenthaltsgesetz (NHärteKVO) beschlossen. 

Am 26. September 2006 fand die konstituierende Sitzung der Härtefallkommission statt. 

 

Aufgrund der bundesgesetzlichen Vorgaben in § 23 a des Aufenthaltsgesetzes war die Här-

tefallkommissionsverordnung bis zum 31.12. 2009 befristet. Nachdem die in § 23a des Auf-

enthaltsgesetzes (AufenthG) durch Artikel 2 des Arbeitsmigrationssteuerungsgesetzes vom 

20.12. 2008 enthaltene Befristung aufgehoben worden war, wurde mit Verordnung vom 

09.12.2009 auch die Härtefallkommissionsverordnung unbefristet in Kraft gesetzt und die 

Härtefallkommission auf Dauer eingerichtet. 

 

2. Mitglieder der Härtefallkommission 

 

Die Kommission besteht aus neun Mitgliedern (acht stimmberechtigten Mitgliedern und 

dem Vorsitzenden als Mitglied ohne Stimmrecht) und deren Stellvertretern, die vom Minis-

terium für Inneres, Sport und Integration berufen werden. Für jeweils ein Mitglied und ein 

stellvertretendes Mitglied haben der Niedersächsische Landkreistag, der Niedersächsische 

Städtetag, die Konföderation evangelischer Kirchen Niedersachsens, das Katholische Büro 

Niedersachsen sowie die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege in Nie-

dersachsen ein Vorschlagsrecht. 

 

Die Amtszeit der Mitglieder hat entsprechend der Befristung der Härtefallkommissionsver-

ordnung am 31.12.2009 geendet. Mit Verordnung vom 09.12.2009 wurde die Amtszeit der 

ab dem 01.01.2010 zu berufenden Mitglieder auf drei Jahre festgelegt. 
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Scheidet ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied vorzeitig aus, so ist eine neues Mit-

glied oder ein neues stellvertretendes Mitglied für die restliche Amtszeit zu berufen. 

 

Eine Liste der bis zum 31.12.2009 berufenen Mitglieder ist als Anlage 1 beigefügt. 

 

3. Veränderungen in der Zusammensetzung der Kommission 

 

Mit Wirkung vom 19.02.2009 wurde Frau Honey Deihimi, niedersächsische Integrationsbe-

auftragte, als stellvertretende Vorsitzende der Härtefallkommission berufen. Gleichzeitig 

wurde der bisherige stellvertretende Vorsitzende, Herr Hubertus Lueder, als Nachfolger von 

Herrn Dr. Wulf Haack berufen, der auf eigenen Wunsch aus der Kommission ausgeschie-

den ist. 

 

Ende des Jahres wurden die Organisationen, die nach der Härtefallkommissionsverord-

nung ein Vorschlagsrecht haben, gebeten, ihre Vorschläge für die Berufung von Mitgliedern 

für die Amtszeit vom 01.01.2010 bis zum 31.12.2012 mitzuteilen. Die Berufung der Mitglie-

der für die Amtszeit ab 01.01.2010 erfolgte in der ersten Sitzung der Kommission im Januar 

2010. 

 

4. Rechtsgrundlage 

 

Die Verordnung über die Härtefallkommission in Niedersachsen nach dem Aufenthaltsge-

setz (Anlage 2) ist am 18.08.2006 in Kraft getreten. Durch die Verordnung wird der rechtli-

che Rahmen für das Verfahren und für die Entscheidungen der Härtefallkommission nor-

miert. 

 

Am 17.09.2008 ist die Verordnung zur Änderung der Niedersächsischen Härtefallkommis-

sionsverordnung vom 10.09.2008 in Kraft getreten (Anlage 3). 

 

Die zweite Verordnung zur Änderung der Härtefallkommissionsverordnung vom 09.12.2009 

ist am 16.12.2009 in Kraft getreten (Anlage 4). 
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5. Verfahren 

 

Um eine Befassung der Härtefallkommission mit einer Eingabe zu erreichen, mussten sich 

die betroffenen Ausländerinnen und Ausländer oder andere Petenten, die sich für die Be-

troffenen einsetzen, nach dem bis Ende 2009 geltenden Verfahren an ein Mitglied der Kom-

mission wenden. Sofern das Kommissionsmitglied den Fall in die Kommission einzubringen 

beabsichtigte, übersandte es seine Eingabe an die beim Ministerium für Inneres, Sport und 

Integration eingerichtete Geschäftsstelle der Härtefallkommission. Mit der Änderungsver-

ordnung vom 09.12.2009 ist zusätzlich die Möglichkeit geschaffen worden, Eingaben nicht 

nur über die Kommissionsmitglieder, sondern nun auch unmittelbar bei der Geschäftsstelle 

der Härtefallkommission einzureichen. Die Regelung des Verfahrens für die Behandlung 

der unmittelbar an die Geschäftsstelle gerichteten Eingaben legt die Kommission nach der 

Neuberufung der Mitglieder fest. 

 

Bei Eingabe durch die Kommissionsmitglieder wird unter Beteiligung der zuständigen Aus-

länderbehörde in einem ersten Schritt geprüft, ob die Eingabe zur Beratung in der Härtefall-

kommission angenommen werden kann. Über die Annahme zur Beratung entscheidet das 

vorsitzende Mitglied. Die Eingabe kann nicht zur Beratung angenommen werden, wenn 

einer der in § 5 Abs. 1 Satz 2 NHärteKVO genannten Nichtannahmegründe vorliegt. Wird 

die Eingabe nicht angenommen, unterrichtet die Geschäftsstelle den betroffenen Ausländer 

und das eingebende Kommissionsmitglied. Die Kommission wird in der nächsten Sitzung 

durch das vorsitzende Mitglied über die Nichtannahme der Eingabe informiert. 

 

Nach Annahme einer Eingabe werden aufenthaltsbeendende Maßnahmen bis zu einer 

Entscheidung der Kommission über ein Härtefallersuchen durch das Ministerium für Inne-

res, Sport und Integration ausgesetzt. Es wird von der Ausländerbehörde ein umfassender 

Bericht zu der aufenthaltsrechtlichen Situation und zu den von den Betroffenen erbrachten 

Integrationsleistungen angefordert. Nach Eingang des Berichts erstellt das Ministerium eine 

Stellungnahme für die Beratung in der Kommission.  

 

Sofern die Betroffenen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts öffentliche Mittel in Anspruch 

nehmen müssen, wird vor der Beratung in der Kommission eine Stellungnahme der zu-

ständigen kommunalen Körperschaft, die Leistungen erbringt, eingeholt (§ 6 Abs. 2 Nr. 1 

NHärteKVO). 
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Wird nach Beratung in der Kommission ein Härtefallersuchen ausgesprochen, unterrichtet 

die Geschäftsstelle den betroffenen Ausländer und das Ministerium für Inneres, Sport und 

Integration über das Ergebnis der Beratung. Die abschließende Entscheidung, ob dem Här-

tefallersuchen gefolgt wird, trifft das Ministerium. Sofern dem Härtefallersuchen gefolgt 

wird, weist das Ministerium die Ausländerbehörde an, eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, 

und gibt der Geschäftsstelle eine Rückmeldung über den Ausgang des Verfahrens. Die 

Kommission wird über die Entscheidung in der nächsten Sitzung unterrichtet. Sofern das 

Härtefallersuchen durch das Ministerium nicht angenommen wurde, werden die Gründe 

den Kommissionsmitgliedern in der nächsten Sitzung durch den Vertreter des Ministeriums 

erläutert. 

 

Wird kein Härtefallersuchen gestellt, werden die betroffenen Ausländerinnen und Ausländer 

und ggf. der Petent sowie das Ministerium von der Geschäftsstelle informiert. 

 

6. Entscheidungspraxis der Kommission 

 

Die Eingaben im Jahre 2009 betrafen auch weiterhin regelmäßig Personen, bei denen ein 

Aufenthaltstitel nach den Bestimmungen der Bleiberechtsregelung der IMK von 2006 und 

nach der gesetzlichen Altfallregelung von 2007 ausgeschlossen war. 

 

Konsens gab es in der Kommission zugunsten derjenigen Fälle, die zuvor ausländerrecht-

lich bei Anwendung der allgemeinen Bestimmungen des Aufenthaltsgesetzes nur deshalb 

nicht sachgerecht hatten gelöst werden können, weil ein weiterer Verbleib im Bundesgebiet 

allein an der Stichtagsregelung des IMK-Beschlusses oder des § 104 a AufenthG knapp 

gescheitert war. 

 

Kontrovers wurden die – deutlich zahlreicheren - Eingaben diskutiert, in denen das Rechts-

empfinden der einzelnen Kommissionsmitglieder nach individueller Gewichtung der günsti-

gen und belastenden Gesichtspunkte des Einzelfalls zu unterschiedlichen Wertungen führte 

und beispielsweise die Aufenthaltsdauer, die Deutschkenntnisse und die wirtschaftliche 

Integration nicht allen Mitgliedern als ausreichend erschienen.  
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Jeder Eingabe liegt eine singuläre Lebensgeschichte und -situation zugrunde. Deshalb 

wurde auch 2009 davon abgesehen, typisierte Fallgruppen zu bilden und als Maßstab für 

die weitere Einzelfallbeurteilung heranzuziehen. 

 

Das Ministerium hat im Berichtszeitraum 15 Ersuchen angenommen und kein Ersuchen 

abgelehnt; über 12 weitere Ersuchen hat das Ministerium am Ende des Berichtszeitraums 

noch nicht entschieden. 

 

7. Entwicklung der Fallzahlen 

 

Der Beschluss der Konferenz der Innenminister und -senatoren des Bundes und der Län-

der vom 17.11.2006, mit dem ausreisepflichtigen ausländischen Staatsangehörigen mit 

langjährigem Aufenthalt in Deutschland die Möglichkeit eingeräumt wurde, bis zum 

30.09.2007 Aufenthaltserlaubnisse zu beantragen, wurde mit Anordnung des Ministeriums 

für Inneres und Sport vom 06.12.2006 umgesetzt. Am 28.08.2007 trat die gesetzliche Alt-

fallregelung in Kraft. Für die von diesen Regelungen begünstigten Personen bestand die 

Möglichkeit, die entsprechenden Voraussetzungen für ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht zu 

schaffen, auch wenn sie nach langjährigem Aufenthalt noch nicht wirtschaftlich (voll) integ-

riert waren. Mit der von der Innenministerkonferenz am 04.12.2009 beschlossenen Anord-

nung über die Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen an Personen, die eine Probeaufent-

haltserlaubnis nach der gesetzlichen Altfallregelung erhalten haben, kann diesem Perso-

nenkreis zunächst für die Dauer von zwei Jahren ein weiteres Aufenthaltsrecht gewährt 

werden. 

 

Angesichts der hohen Zahlen bei der Umsetzung der Bleiberechtsregelung von 2006 hat 

sich die Anzahl der Fälle, die für eine Beratung in der Härtefallkommission in Betracht 

kommen könnten, erheblich reduziert. Dies hat sich wegen der sich aus der gesetzlichen 

Altfallregelung von 2007 ergebenden aufenthaltsrechtlichen Perspektiven fortgesetzt. Des-

halb ist die Härtefallkommission - wie bereits im Vorjahr - in den ersten Monaten des Jahres 

2009 mit einer eher geringen Zahl von Härtefalleingaben befasst worden. 

 

Im weiteren Verlauf des Jahres 2009 war jedoch ein deutlicher Anstieg der Fallzahlen fest-

zustellen. Ein großer Anteil der seitdem eingegangenen Eingaben bezog sich auf syrische 

und kosovarische Staatsangehörige. Hintergrund dieser Entwicklung ist das In-Kraft-Treten 
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des Rückübernahmeabkommens mit Syrien sowie die seit Mitte 2009 bestehende Möglich-

keit, Angehörige der ethnischen Minderheit der Roma aus dem Kosovo zurückzuführen. Für 

beide Personengruppen, deren Rückführung zuvor nicht oder nur sehr eingeschränkt mög-

lich war, haben die zuständigen Ausländerbehörden im Jahr 2009 begonnen, aufenthalts-

beendende Maßnahmen einzuleiten. Eine große Zahl von Betroffenen hat sich angesichts 

der von ihnen befürchteten Abschiebung daraufhin an Mitglieder der Härtefallkommission 

gewandt. 

 

8. Statistische Angaben 

 

Seit dem 26.09.2006 sind insgesamt 302 Eingaben bei der Geschäftsstelle der Härtefall-

kommission eingegangen.  

 

Die Anzahl der Eingaben zugunsten von Familienverbänden und die Anzahl der Eingaben 

zugunsten von Einzelpersonen waren annähernd ausgeglichen. 145 Eingaben wurden für 

Familienverbände eingereicht, während 157 Fälle Einzelpersonen betrafen. Bei den Einzel-

personen handelte es sich in 51 Fällen um volljährige Kinder von Familien, für die ebenfalls 

eine Härtefalleingabe eingereicht wurde. 

 

Die Eingaben verteilten sich auf folgende Nationalitäten der betroffenen Ausländerinnen 

und Ausländer: 

 

Herkunftsland Anzahl der  

Eingaben 

Serbien 64 

Kosovo 43 

Syrien 43 

Türkei 37 

Russische Föderation 22 

Libanon 10 

sonstige 83 

 

37 Fälle wurden aufgrund von Nichtannahmegründen nicht zur Beratung angenommen; in 

14 Fällen wurde über die Annahme noch nicht entschieden. 8 Fälle haben sich bereits vor 
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einer Entscheidung über die Annahme auf andere Weise erledigt. Die Verteilung auf die 

einzelnen Nichtannahmegründe nach § 5 Abs. 1 Satz 2 NHärteKVO stellt sich wie folgt 

dar1: 

 

 
Die Eingabe wurde nicht zur Beratung angenommen, weil 
 

Anzahl der  
Eingaben 

� sich die Ausländerin oder der Ausländer nicht im Bundes-
gebiet aufhält oder der Aufenthaltsort nicht bekannt ist, 

 

6 

� für die Ausländerin oder den Ausländer eine niedersächsi-
sche Ausländerbehörde nicht zuständig ist, 

 

- 

� die Ausländerin oder der Ausländer nicht vollziehbar aus-
reisepflichtig ist, 

 

8 

� der Termin für eine Abschiebung der Ausländerin oder des 
Ausländers bereits fest steht oder Abschiebungshaft ange-
ordnet wurde, 

 

6 

� der Ausländerin oder dem Ausländer nach § 10 Abs. 3 
Satz 2 AufenthG ein Aufenthaltstitel nicht erteilt werden 
durfte oder für sie oder ihn nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Auf-
enthG ein Einreise- und Aufenthaltsverbot bestand, 2 

 

5 

� die Ausländerin oder der Ausländer ausgewiesen wurde 
und die Ausweisung unanfechtbar geworden war3, 

 

4 

� die Ausländerin oder der Ausländer in den letzten drei Jah-
ren vor Eingang der Eingabe zu einer oder mehreren Geld-
strafen von insgesamt mindestens 90 Tagessätzen oder zu 
einer oder mehreren Freiheitsstrafen von insgesamt min-
destens drei Monaten verurteilt wurde, 

 

4 

� für die Ausländerin oder den Ausländer beim Landtag eine 
Eingabe in einer aufenthaltsrechtlichen Angelegenheit an-
hängig war,  

 

- 

� der Sachverhalt sich gegenüber dem Sachverhalt, über 
den der Landtag nach dem 1. Januar 2005 abschließend 
entschieden oder mit dem sich die Härtefallkommission be-
reits befasst hatte, nicht zugunsten der Ausländerin oder 
des Ausländers nachträglich geändert hatte, oder 

1 

                                                 
1
 In zwei der nicht angenommenen Fälle lagen jeweils zwei Nichtannahmegründe vor. 

 
2
 Die Bestimmung wurde durch die Verordnung zur Änderung der Niedersächsischen Härtefallkommissionsverordnung 

vom 10. September 2008 gestrichen. 
 
3 Die Bestimmung wurde durch die Verordnung zur Änderung der Niedersächsischen Härtefallkommissionsverordnung 
vom 9. Dezember 2009 gestrichen. 
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� ausschließlich Gründe vorgetragen wurden, die durch das 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zu prüfen waren. 
 

5 

 
 
Weitere 75 Fälle haben sich durch Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis aufgrund anderer 

Rechtsgrundlagen oder auf andere Weise erledigt.  

 

Weitere 3 Eingaben waren am Ende des Berichtszeitraums zurückgestellt, um die Prüfung, 

ob nach diesen Bestimmungen der Bleiberechtsregelung oder der gesetzlichen Altfallrege-

lung ein Aufenthaltsrecht erteilt werden kann, abzuwarten. 

 

Insgesamt lagen damit 165 Eingaben vor, mit denen sich die Kommission inhaltlich zu be-

fassen hatte. In 91 Fällen war die Vorbereitung der Beratung durch die Kommission am 

Ende des Berichtszeitraums noch nicht abgeschlossen, so dass der Kommission 74 Einga-

ben zur Beratung vorgelegt wurden. 

 

Seit dem 26.09.2006 haben neben der konstituierenden Sitzung 29 weitere Sitzungen der 

Härtefallkommission stattgefunden. Im Berichtszeitraum fanden zwölf Sitzungen mit Einzel-

fallberatungen und eine weitere Sitzung statt.  

 

Die Kommission hat insgesamt 63 Eingaben abschließend beraten. In 45 Fällen wurde ein 

Härtefallersuchen beschlossen, in 18 Fällen wurde ablehnend entschieden. Im Vergleich 

zum vorangegangen Berichtszeitraum vom 01.01. bis zum 31.12.2008 hat sich die Anzahl 

der abschließend beratenen Fälle im Jahr 2009 von 19 auf 32 Entscheidungen erhöht. 

 

Bereits im Berichtszeitraum des Jahres 2008 hatte sich das Verhältnis von positiven (63 %) 

zu ablehnenden (37 %) Entscheidungen der Kommission deutlich zugunsten von Ersuchen 

entwickelt. Diese Tendenz hat sich im Jahr 2009 fortgesetzt, und mit 84 % positiven und 

16 % ablehnenden Entscheidungen hat sich das Verhältnis erneut zugunsten von Ersuchen 

verändert. Damit hat sich die Kommission im Gesamtergebnis (2006 bis 2009) in 71 % der 

Eingaben für und in 29 % der Eingaben gegen ein Ersuchen ausgesprochen. 

 

Nachdem das Ministerium im Berichtszeitraum 2008 neun Ersuchen entsprach, wurden im 

Jahr 2009 15 Ersuchen angenommen. Damit ist das Ministerium seit Bestehen der Kom-
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mission insgesamt 29 Ersuchen gefolgt (91%), während 4 Ersuchen nicht angenommen 

wurden. In 12 Fällen wurde bis zum Ende des Berichtszeitraums noch keine abschließende 

Entscheidung getroffen. 

 

Die vollständige zahlenmäßige Übersicht ist als Anlage 4 beigefügt. 

 

9. Erfahrungen mit den rechtlichen Vorgaben 

 

Bereits kurz nach Einrichtung der Härtefallkommission im September 2006 war von einigen 

Organisationen, die ein Vorschlagsrecht für die Berufung von Kommissionsmitgliedern ha-

ben, und auch von Mitgliedern selbst gebeten worden, einschränkende Bestimmungen der 

Härtefallkommissionsverordnung zu lockern. Die Kritik bezog sich insbesondere auf die 

Regelungen über den Zugang zur Härtefallkommission und die Voraussetzungen für den 

Beschluss eines Härtefallersuchens. Einige Änderungen wurden mit der Verordnung zur 

Änderung der Niedersächsischen Härtefallkommissionsverordnung vom 10. September 

2008 umgesetzt; weitere von den Organisationen vorgeschlagene Änderungen, welche das 

Ministerium und die Kommission unabhängig von einer Verordnungsänderung regeln konn-

te, wurden aufgegriffen. 

 

Nach Auffassung der Kirchen und Wohlfahrtsverbände waren die Hürden für die Annahme 

von Härtefällen auch nach Änderung der Verordnung vom 10.09.2008 noch zu hoch. Es 

wurde angeregt, den humanitären Charakter der Härtefallkommission weiter zu stärken. Die 

Vorschläge der Kirchen und Wohlfahrtsorganisationen wurden mit den Mitgliedern der Här-

tefallkommission in mehreren Sitzungen erörtert. Nachdem die Kommissionsmitglieder sich 

in der Sitzung am 10.08.2009 mit den beabsichtigten Änderungen einverstanden erklärt 

hatten, wurden folgende Änderungen der Verordnung beschlossen: 

 

� Die Härtefallkommission wird über den 31.12.2009 hinaus dauerhaft eingerichtet. 

 

� Die Amtszeit der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder soll in Anlehnung an die 

Dauer der Amtszeit der bisherigen Mitglieder drei Jahre betragen. Die Amtszeit der 

bisherigen Mitglieder endet am 31.12.2009. 
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� Eingaben sollen sowohl über die Kommissionsmitglieder als auch unmittelbar bei der 

Geschäftsstelle der Härtefallkommission eingereicht werden können. Diese Ände-

rung dient auch der Verfahrensbeschleunigung und ermöglicht die Steuerung einer 

möglichst gleichmäßigen Arbeitsbelastung der Kommissionsmitglieder. 

 

� Um den Zugang zur Härtefallkommission zu erleichtern, soll der Nichtannahmegrund 

nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 NHärteKVO gestrichen werden. Danach konnte eine 

Eingabe nicht zur Beratung angenommen werden, wenn die Ausländerin oder der 

Ausländer unanfechtbar aus dem Bundesgebiet ausgewiesen worden war. Sofern 

zukünftig Straftaten von erheblichem Gewicht vorliegen, kann die Eingabe jedoch 

auch weiterhin nicht zur Beratung angenommen werden. 

 

Die von der Landesregierung beschlossene Verordnung vom 09.12.2009 ist am 16.12.2009 

in Kraft getreten. 

 

10. Ausblick 

 

Die Anzahl der neu eingegangenen Eingaben war Anfang 2009 aufgrund der Bleiberechts- 

und der Altfallregelung zunächst weiterhin rückläufig. Sodann hat sich die Zahl der Einga-

ben insbesondere zugunsten von syrischen Staatsangehörigen und Angehörigen der ethni-

schen Minderheit der Roma aus dem Kosovo aus den unter Ziffer 7 beschriebenen Grün-

den deutlich erhöht. Es ist zu erwarten, dass diese Entwicklung im Jahr 2010 anhält.  

 

Durch die von der Innenministerkonferenz am 04.12.2009 beschlossene Anordnung über 

die Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen an Personen, die eine Probeaufenthaltserlaubnis 

nach der gesetzlichen Altfallregelung erhalten haben, kann diesem Personenkreis zunächst 

für die Dauer von zwei Jahren ein weiteres Aufenthaltsrecht gewährt werden. Es ist daher 

zu vermuten, dass der überwiegende Teil dieses Personenkreises auf diesem Wege ein 

weiteres Aufenthaltsrecht erhalten wird und daher für eine Behandlung in der Härtefall-

kommission auch weiterhin nicht in Betracht kommt. 

 

Ein zusätzlicher Anstieg der Fallzahlen könnte sich durch die Möglichkeit, Eingaben unmit-

telbar an die Geschäftstelle zu richten, ergeben. Bei diesen Eingaben entfällt die bislang 

vorgeschaltete Ermessensprüfung durch die Kommissionsmitglieder. Die Kommission wird 
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zu Beginn ihrer Tätigkeit festlegen, in welchem Verfahren die bei der Geschäftsstelle unmit-

telbar eingereichten Eingaben von der Kommission behandelt werden.
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Anlage 1 

 

Mitglieder der Härtefallkommission bis zum 31.12.2009 

 

Name Vertreter Vorgeschlagen von: 

Herr Ministerialrat 
Dr. Christian Grahl 
Niedersächsisches Ministerium 
für Inneres, Sport und Integration 
- Vorsitzender - 

 

Frau  
Honey Deihimi 
Niedersächsische Integrati-
onsbeauftragte 

Niedersächsisches Ministeri-
um für Inneres, Sport und In-
tegration 

Herr  
Dr. Gernot Schlebusch 
Geschäftsführer des Niedersäch-
sischen Landkreistages a. D., 
Hannover 
 
 

Frau Landrätin 
Marion Lau 
Landkreis Gifhorn 
 

Kommunale Spitzenverbände 
(Niedersächsischer Landkreis-
tag) 

Herr Oberbürgermeister a. D. 
Dr. h. c. Herbert Schmalstieg 
Hannover 
 

Herr Oberstadtdirektor a. D. 
Dr. Konrad Deufel 
Hildesheim 
 

Kommunale Spitzenverbände 
(Niedersächsischer Städtetag) 

Herr Superintendent 
Philipp Meyer 
Hameln 
 

Herr Vizepräsident 
Dr. Johann Weusmann 
Ev.-ref. Kirche,  
Leer 
 

Konföderation evangelischer 
Kirchen 

Frau Ministerialrätin a. D. 
Edeltraud Windolph 
Hannover 
 

Herr Diakon 
Dr. Gerrit Schulte 
Osnabrück 

Katholisches Büro Nieder-
sachsen 

Herr  
Bernd Anders 
Geschäftsführer des DRK-
Landesverbandes Niedersachsen, 
Hannover 

Herr  
Dr. Hans-Jürgen Marcus 
Vorsitzender der Landesar-
beitsgemeinschaft der Frei-
en Wohlfahrtspflege, 
Hildesheim 

Landesarbeitsgemeinschaft 
der Freien Wohlfahrtspflege in 
Niedersachsen 
 

Frau  
Jutta Schwarzer 
Hauptgeschäftsführerin der Hand-
werkskammer Hildesheim-
Südniedersachsen, 
Hildesheim 
 

Herr  
Thomas Koch 
Stv. Hauptgeschäftsführer 
der Unternehmerverbände 
Niedersachsen e. V., 
Hannover 
 

Niedersächsisches Ministeri-
um für Inneres, Sport und In-
tegration (aus dem Bereich 
Unternehmerverbände) 
 

Herr 
Dieter Dicke 
IG Metall, Hannover 
 

Frau  
Jana Herzog 
Geschäftsführerin der Ge-
werkschaft der Polizei, 
Hannover 
 

Niedersächsisches Ministeri-
um für Inneres, Sport und In-
tegration (aus dem Bereich 
DGB – Bezirksverwaltung Nie-
dersachsen-Bremen-Sachsen-
Anhalt) 
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Herr Ministerialdirigent a. D. 
Hubertus Lueder 
Niedersächsisches Ministerium für 
Inneres, Sport und Integration 
 

Frau 
Sibylle Naß 
Kargah e. V., 
Hannover 
 

Niedersächsisches Ministeri-
um für Inneres, Sport und In-
tegration 
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Anlage 2 

 

Verordnung  

über die Härtefallkommission in Niedersachsen  

nach dem Aufenthaltsgesetz 

(Nieders. Härtefallkommissionsverordnung - NHärteKVO) 

 

Vom 6. August 2006 

 

 

Aufgrund des § 23a Abs. 2 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) vom 30. Juli 2004 

(BGBl. I S. 1950), zuletzt geändert durch Artikel 23 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. 

I S. 1818) wird verordnet:  

 

 

§ 1  

Einrichtung einer Härtefallkommission 

 

Beim Fachministerium wird eine Härtefallkommission nach § 23 a Abs. 1 AufenthG einge-

richtet. 

 

 

§ 2 

Mitglieder der Härtefallkommission 

 

(1) 1Das Fachministerium beruft das vorsitzende Mitglied der Härtefallkommission und acht 

weitere Mitglieder. 2Für jedes Mitglied ist ein stellvertretendes Mitglied zu berufen. 3Jeweils 

ein Mitglied sowie ein stellvertretendes Mitglied werden auf Vorschlag des Niedersächsi-

schen Landkreistages, des Niedersächsischen Städtetages, der Konföderation der evange-

lischen Kirchen Niedersachsens, des katholischen Büros Niedersachsens sowie der Lan-

desarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege in Niedersachsen berufen. 4Das vor-

sitzende Mitglied ist nicht stimmberechtigt. 
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(2) Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder der Kommission müssen ihre Haupt-

wohnung in Niedersachsen haben. 

 

(3) 1Die Amtszeit der Mitglieder und der stellvertretenden Mitglieder endet mit Ablauf des 

31. Dezember 2009. 2Scheidet ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied vorzeitig aus, 

so ist ein neues Mitglied oder ein neues stellvertretendes Mitglied für die restliche Amtszeit 

zu berufen. 

 

(4) 1Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder der Härtefallkommission sind unab-

hängig und Weisungen nicht unterworfen. 2Sie sind mit Ausnahme des vorsitzenden Mit-

glieds ehrenamtlich tätig. 3Die ehrenamtlich tätigen Mitglieder haben Anspruch auf Ersatz 

ihrer Auslagen. 

 

(5) Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder der Härtefallkommission sind, auch 

nach dem Ausscheiden aus der Kommission, zur Verschwiegenheit über die Angelegenhei-

ten verpflichtet, die ihnen bei ihrer Tätigkeit in der Kommission bekannt werden. 

 

 

§ 3  

Geschäftsstelle der Härtefallkommission 

 

 
1Beim Fachministerium wird eine Geschäftsstelle der Härtefallkommission eingerichtet. 2Die 

Geschäftsstelle bereitet die Entscheidungen der Härtefallkommission vor. 3Sie unterrichtet 

die betroffene Ausländerin oder den betroffenen Ausländer über den Eingang einer Einga-

be nach § 4 Abs. 1 und die Entscheidung der Härtefallkommission. 

 

 

§ 4  

Eingaben 

 

(1) Die Härtefallkommission wird nur aufgrund einer an die Geschäftsstelle gerichteten 

schriftlichen Eingabe eines Mitglieds der Härtefallkommission tätig. 
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(2) 1In der Eingabe ist anzugeben, 

 

1. welche dringenden humanitären oder persönlichen Gründe eine weitere Anwesen-

heit der Ausländerin oder des Ausländers im Bundesgebiet rechtfertigen könnten 

und 

 

2. wie die Ausländerin oder der Ausländer den Lebensunterhalt einschließlich eines 

ausreichenden Krankenversicherungsschutzes sichert. 
2Der Eingabe ist eine Einverständniserklärung der Ausländerin oder des Ausländers beizu-

fügen, dass die für die Härtefallprüfung erforderlichen Daten verarbeitet werden dürfen. 

 

(3) Über eine Eingabe soll innerhalb von drei Monaten nach Eingang bei der Geschäftsstel-

le entschieden werden. 

 

 

§ 5 

Nichtannahme einer Eingabe 

 

(1) 1Die Härtefallkommission entscheidet durch ihr vorsitzendes Mitglied, ob die Vorausset-

zungen für ihr Tätigwerden vorliegen. 2Eine Eingabe wird nicht zur Beratung angenommen, 

wenn 

 

1. sich die Ausländerin oder der Ausländer nicht im Bundesgebiet aufhält oder der Auf-

enthaltsort nicht bekannt ist, 

 

2. für die Ausländerin oder den Ausländer eine niedersächsische Ausländerbehörde 

nicht zuständig ist, 

 

3. die Ausländerin oder der Ausländer nicht vollziehbar ausreisepflichtig ist, 

 

4. der Termin für eine Abschiebung der Ausländerin oder des Ausländers bereits fest 

steht oder Abschiebungshaft angeordnet wurde, 

 



 18 

5. der Ausländerin oder dem Ausländer nach § 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG ein Aufent-

haltstitel nicht erteilt werden darf oder für sie oder ihn nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Auf-

enthG ein Einreise- und Aufenthaltsverbot besteht,  

 

6. die Ausländerin oder der Ausländer ausgewiesen wurde und die Ausweisung unan-

fechtbar geworden ist, 

 

7. die Ausländerin oder der Ausländer in den letzten drei Jahren vor Eingang der Ein-

gabe zu einer oder mehreren Geldstrafen von insgesamt mindestens 90 Tagessät-

zen oder zu einer oder mehreren Freiheitsstrafen von insgesamt mindestens drei 

Monaten verurteilt wurde, 

 

8. für die Ausländerin oder den Ausländer beim Landtag eine Eingabe in einer aufent-

haltsrechtlichen Angelegenheit anhängig ist,  

 

9. der Sachverhalt sich gegenüber dem Sachverhalt, über den der Landtag nach dem 

1. Januar 2005 abschließend entschieden oder mit dem sich die Härtefallkommissi-

on bereits befasst hat, nicht zugunsten der Ausländerin oder des Ausländers nach-

träglich geändert hat oder 

 

10. ausschließlich Gründe vorgetragen werden, die durch das Bundesamt für Migration 

und Flüchtlinge zu prüfen sind. 

 

(2) 1Bezieht sich eine Eingabe auch auf die Ehepartnerin oder den Ehepartner oder minder-

jährige Kinder einer Ausländerin oder eines Ausländers, so ist die Eingabe insgesamt nicht 

anzunehmen, wenn bei einem Familienmitglied einer der Gründe nach Absatz 1 vorliegt. 
2Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn einem Familienmitglied nach § 10 Abs. 3 Satz 2 Auf-

enthG ein Aufenthaltstitel nicht erteilt werden darf, weil ein Asylverfahren nach § 14 a des 

Asylverfahrensgesetzes durchgeführt wurde. 

 

(3) 1Liegt ein Grund nach Absatz 1 nicht vor, so teilt das vorsitzende Mitglied dies dem 

Fachministerium mit. 2Das Fachministerium ordnet an, dass aufenthaltsbeendende Maß-

nahmen bis zur Entscheidung über die Eingabe zurückgestellt werden.  
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§ 6 

Ausschlussgründe 

 

(1) 1Ein Härtefallersuchen ist in der Regel ausgeschlossen, wenn  

 

1. Gründe vorliegen, die eine Ausweisung der Ausländerin oder des Ausländers nach 

§ 53, § 54 oder § 55 Abs. 2 Nr. 8 AufenthG oder eine Abschiebungsanordnung nach 

§ 58a AufenthG rechtfertigen, 

 

2. die Ausländerin oder der Ausländer gegen Mitwirkungspflichten bei der Aufenthalts-

beendigung verstößt oder verstoßen hat oder auf andere Weise Maßnahmen zur Auf-

enthaltsbeendigung hinausgezögert oder verhindert hat, 

 

3. die Ausländerin oder der Ausländer über aufenthaltsrechtlich bedeutsame Umstände 

täuscht oder getäuscht hat oder 

 

4. zur Sicherung des Lebensunterhalts, einschließlich eines ausreichenden Krankenver-

sicherungsschutzes, für die Ausländerin oder den Ausländer oder ihre oder seine Fa-

milie Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz oder nach dem Zweiten oder 

Zwölften Buch des Sozialgesetzbuches in Anspruch genommen werden müssen, wo-

bei Kindergeld, Erziehungsgeld sowie öffentliche Mittel außer Betracht bleiben, die auf 

Beitragsleistungen beruhen oder die gewährt werden, um den Aufenthalt im Bundes-

gebiet zu ermöglichen. 

 
2 Ein Härtefallersuchen ist in der Regel auch ausgeschossen, wenn einer der Ausschluss-

gründe nach Satz 1 Nrn. 1 bis 3 bei der Ehepartnerin oder dem Ehepartner oder einem 

minderjährigen Kind einer Ausländerin oder eines Ausländers vorliegt. 

 

(2) Ein Ausschlussgrund nach Absatz 1 Nr. 4 liegt in der Regel nicht vor, wenn  

 

1. die kommunale Körperschaft, die Leistungen im Sinne des Absatzes 1 Nr. 4 erbringt, 

sich mit einem Härtefallersuchen einverstanden erklärt oder 
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2. eine Verpflichtungserklärung nach § 68 AufenthG abgegeben wird und die Verpflich-

tungsgeberin oder der Verpflichtungsgeber glaubhaft macht, dass sie oder er über 

ausreichende finanzielle Mittel verfügt, um die Kosten für den Lebensunterhalt der 

Ausländerin oder des Ausländers für die Dauer des Aufenthalts zu tragen. 

 

(3) Ein Härtefallersuchen kann nicht auf Gründe gestützt werden, die durch das Bundesamt 

für Migration und Flüchtlinge zu prüfen sind. 

 

 

§ 7 

Verfahren 

 

(1) 1Die Härtefallkommission entscheidet über eine Eingabe in nichtöffentlicher Sitzung. 
2Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der Geschäftsstelle können an der Sitzung teilnehmen. 
3Anhörungen finden nicht statt.  

 

(2) 1Ein Härtefallersuchen bedarf der Stimmen von sechs Mitgliedern der Härtefallkommis-

sion. 2Die Abstimmung ist geheim. 

 

(3) Ein Mitglied der Härtefallkommission darf über eine Eingabe nicht beraten und ent-

scheiden, wenn die Entscheidung ihm selbst oder einer oder einem Angehörigen im Sinne 

des § 20 Abs. 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes einen unmittelbaren Vorteil oder 

Nachteil bringen kann oder das Mitglied die Ausländerin oder den Ausländer kraft Gesetzes 

oder aufgrund einer Vollmacht vertritt oder vertreten hat. 

 

(4) Das Fachministerium unterrichtet die Härtefallkommission über seine Entscheidung zu 

den Härtefallersuchen. 

 

(5) Die Härtefallkommission veröffentlicht jährlich einen Tätigkeitsbericht. 

 

 

 

 

 



 21 

§ 8 

Übergangsregelung 

 

Eine Eingabe, die vor dem 18. August 2006 beim Landtag eingereicht wurde, kann nur 

dann nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 nicht zur Beratung angenommen werden, wenn die Ge-

schäftsstelle der Härtefallkommission die Petentin oder den Petenten auf die Vorschrift 

hingewiesen und ihr oder ihm Gelegenheit gegeben hat, die beim Landtag anhängige Ein-

gabe innerhalb von zwei Wochen nach Zugang dieser Mitteilung zurückzunehmen.  

 

 

§ 9 

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft und mit Ablauf des 31. De-

zember 2009 außer Kraft. 
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Anlage 3 

V e r o r d n u n g  

zur Änderung der Niedersächsischen Härtefallkommissionsverordnung  

 

Vom 10. September 2008 

(Nds. GVBl. S. 280 — VORIS 27100 —) 

 

Aufgrund des § 23 a Abs. 2 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes in der Fassung vom 25. 

Februar 2008 (BGBl. I S. 162), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 3 des Gesetzes vom 

13. März 2008 (BGBl. I S. 313), wird verordnet:  

 

Artikel 1  

 

Die Niedersächsische Härtefallkommissionsverordnung vom 6. August 2006 (Nds. 

GVBl. S. 426) wird wie folgt geändert: 

 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 

aa) Nummer 5 wird gestrichen. 

 

bb) Die bisherigen Nummern 6 bis 8 werden Nummern 5 bis 7. 

 

cc) Die bisherige Nummer 9 wird Nummer 8 und erhält folgende Fassung: 

 

„8. der Landtag nach dem 1. Januar 2005 abschließend entschieden o-

der die Härtefallkommission sich mit einer Eingabe befasst hat und 

sich weder der Sachverhalt noch die Rechtslage zugunsten der Aus-

länderin oder des Ausländers nachträglich geändert hat oder“. 

 

dd) Die bisherige Nummer 10 wird Nummer 9. 

 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 
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c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

 

2. § 6 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

 

„2 Ein Härtefallersuchen ist in der Regel auch ausgeschlossen, wenn ein Fall des § 5 

Abs. 1 Satz 2 oder ein Ausschlussgrund nach Satz 1 Nrn. 1 bis 3 bei der Ehepartnerin 

oder dem Ehepartner, der Lebenspartnerin oder dem Lebenspartner oder dem min-

derjährigen Kind einer Ausländerin oder eines Ausländers vorliegt.“ 

 

3. § 7 wird wie folgt geändert: 

 

a) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt: 

 

„(2) Die Härtefallkommission ist für die Entscheidung über Härtefallersuchen 

beschlussfähig, wenn mindestens fünf stimmberechtigte Mitglieder anwesend 

sind.“ 

 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie folgt geändert: 

 

Satz 1 erhält folgende Fassung: 

 

„1Ein Härtefallersuchen bedarf der Stimmen von zwei Dritteln der anwesenden 

stimmberechtigten Mitglieder.“ 

 

c) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Absätze 4 bis 6. 

 

Artikel 2 

 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. 

 

Hannover, den 10. September 2008 

 

Die Niedersächsische Landesregierung 
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Anlage 4 

 

V e r o r d n u n g  

zur Änderung der Niedersächsischen Härtefallkommissionsverordnung  

 

Vom 9. Dezember 2009 

 

 

Aufgrund des § 23 a Abs. 2 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes in der Fassung vom 25. Februar 

2008 (BGBl. I S. 162), zuletzt geändert durch Artikel 4 Abs. 5 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 

(BGBl. I S. 2437), wird verordnet:  

 

Artikel 1  

 

 Die Niedersächsische Härtefallkommissionsverordnung vom 6. August 2006 (Nds. GVBl. 

S. 426), geändert durch Verordnung vom 10. September 2008 (Nds. GVBl. S. 279), wird wie folgt 

geändert: 

 

1. § 2 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

 

„1Die Amtszeit der Mitglieder und der stellvertretenden Mitglieder beträgt drei Jahre.“ 

 

2. § 3 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

 

„3Sie teilt der betroffenen Ausländerin oder dem betroffenen Ausländer den Eingang einer 

Eingabe nach § 4 Abs. 1 und die Entscheidung der Härtefallkommission mit.“ 

 

3. § 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

 

d) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt geändert: 

 

Die Worte „eines Mitglieds der Härtefallkommission“ werden gestrichen. 

 

e) Es wird der folgende Satz 2 angefügt: 

 

„2Eingabeberechtigt ist jedes Mitglied der Härtefallkommission, die betroffene Auslände-

rin und der betroffene Ausländer.“ 
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4. § 5 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

 

aa) Nummer 5 wird gestrichen. 

 

bb) Die bisherigen Nummern 6 bis 9 werden Nummern 5 bis 8. 

 

b) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt: 

 

„(2) Liegt bei der Eingabe einer betroffenen Ausländerin oder eines betroffenen Aus-

länders ein Grund nach Absatz 1 Satz 2 nicht vor, so entscheidet die Härtefallkommissi-

on, ob sie die Eingabe beraten wird.“ 

 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und darin erhält Satz 1 folgende Fassung: 

 

„1Das vorsitzende Mitglied teilt dem Fachministerium unverzüglich die Fälle mit, die von 

der Härtefallkommission beraten werden.“ 

5. § 8 wird wie folgt geändert: 

 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

 

„Übergangsregelungen“. 

 

 b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

 

 c) Es wird der folgende Absatz 2 angefügt: 

 

 „(2) Die Amtszeit der vor dem 16. Dezember 2009 berufenen Mitglieder endet mit Ab-

lauf des 31. Dezember 2009.“ 

 

6. § 9 wird wie folgt geändert: 

 

a) In der Überschrift werden das Komma und das Wort „Außer-Kraft-Treten“ gestrichen. 

 

b) Die Worte „und mit Ablauf des 31. Dezember 2009 außer Kraft“ werden gestrichen. 
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Artikel 2 

 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. 

 

 

Hannover, den 09. Dezember 2009 

 

Die Niedersächsische Landesregierung 
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Anlage 5 

 

Härtefallkommission beim Niedersächsischen Ministerium für Inneres, Sport und Integration 
12230/1-8 (§ 23a) 

Gesamtstatistik (Stand: 31.12.2009) 
 

1. Eingangs- und Bearbeitungszahlen 
 
 Stand  

31.12.2009 
Stand3 

31.12.2008 
 

Anzahl der eingegangenen Eingaben 302 159 
 

� davon nicht zur Beratung angenommen 
 

37  22 

� davon aus sonstigen Gründen vor der Annahme erledigt 
(Erteilung eines Aufenthaltsrechts aus anderen Gründen, 
Rücknahme der Eingabe) 

 

8   4 

� davon in Bearbeitung (Vorbereitung der Annahmeent-
scheidung) 

 

14   6 

� davon zur Beratung angenommen 
 

243            127 

� davon erledigt durch Erteilung einer Aufenthaltser-
laubnis nach der Bleiberechtsregelung oder gesetzli-
chen Altfallregelung 

 

43 40 

� davon aus sonstigen Gründen erledigt (Erteilung eines 
Aufenthaltsrechts aus anderen Gründen, Rücknahme 
der Eingabe nach Annahme) 

 

32 13 

� davon in Prüfung, ob die Voraussetzungen nach der 
gesetzlichen Altfallregelung vorliegen 

 

3 12 

� davon Stellungnahme des Ministeriums angefordert 
 

91 17 

� davon entscheidungsreif 
 

11 14 

� davon durch die Kommission entschieden 
 

63 31 

 
2. Beratungsergebnisse in der Härtefallkommission 
 
Entschiedene Fälle 
 

63 31 

� davon Härtefallersuchen 
 

45 18 

� davon kein Härtefallersuchen 
 

18 13 

 

3. Umsetzung der Härtefallersuchen durch MI 
 

Härtefallersuchen umgesetzt 
 

29 14 

Härtefallersuchen nicht umgesetzt 
 

4 4 

                                                 
3 Die Anzahl der Eingaben für die genannten Zeiträume hat sich nachträglich verändert, z. B. weil während des Härtefall-
verfahrens volljährig gewordene Familienmitglieder als zusätzliche Eingabe erfasst wurden. Die Differenz der Zahlen mit 
Stand 31.12.2008 und 31.12.2009 stimmt daher nicht in jeder Spalte mit den Zahlen für den Berichtszeitraum 01.01. bis 
31.12.2009 (siehe nächste Seite) überein. 
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Statistik für den Berichtszeitraum 01.01. bis 31.12.2009 

 

1. Eingangszahlen 
 
Anzahl der eingegangenen Eingaben 
 

141 

 

2. Annahmeentscheidungen 
 

� nicht zur Beratung angenommen 
 

15 

� zur Beratung angenommen 
 

111 

� noch nicht entschieden 
 

15 

 

3. Beratungsergebnisse in der Härtefallkommission 
 
Entschiedene Fälle 
 

32 

� davon Härtefallersuchen 
 

27 

� davon kein Härtefallersuchen 
 

5 

 

 
4. Umsetzung der Härtefallersuchen durch MI 
 

Härtefallersuchen umgesetzt 
 

15 

Härtefallersuchen nicht umgesetzt 
 

- 

 


